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Am 15. August 1947 erlangte Indien seine Unabhängigkeit. Mit diesem 
Tag endete nach knapp 200 Jahren die britische Kolonialherrschaft 
über ein Land, das als die größte und wichtigste Kolonie des britischen 
Imperiums gegolten hatte. Gleichzeitig begann, unter zuweilen dra-
matischen Umständen, in einer durch seine Vielfalt ausgezeichneten, 
weitgehend bäuerlichen Gesellschaft ein demokratisches Experiment, 
das allein schon wegen seiner Größenordnung und Dauerhaftigkeit 
über ein halbes Jahrhundert hinweg weltweit als Ausnahme angese-
hen werden darf. Die Unabhängigkeit bedeutete für die politische Ent-
wicklung Indiens keine radikale Zäsur, sondern bildete einen weiteren 
Meilenstein auf dem langen Weg von der britischen Fremdherrschaft 
zur politischen Selbständigkeit. Die Demokratie hatte sich in Indien 
nicht mit einem Schlag etabliert, vielmehr war sie seit Ende des 19. 
Jahrhunderts unter britischer Kontrolle und aus sehr bescheidenen An-
fängen heraus schrittweise eingeführt worden. Die Kontinuität der po-
litischen Entwicklung vor und nach der Unabhängigkeit dokumentiert 
sich unter anderem in der Verfassung des Landes. Sie weist große 
Parallelen, oft wörtliche Übereinstimmungen mit dem alten, noch von 
den Engländern verabschiedeten „Government of India Act“ aus dem 
Jahre 1935 auf (Brown 1995; Morris-Jones 1971).
Das indische Regierungssystem wird, die Entstehungsgeschichte 
legt es nahe, allgemein dem Modell der Westminster-Demokratie zu-
gerechnet. Die größte Demokratie der Welt entspreche dem britischen 
Regierungssystem einer parlamentarischen Demokratie und weise alle 
seine wesentlichen Kennzeichen auf, wie Herrschaft der Mehrheit durch 
eine dominante Regierung, die dem Parlament verantwortlich und so-
mit realiter auf die Unterstützung der Mehrheitspartei angewiesen ist. 
So bescheinigt Paul Brass (1991: 343) der indischen Demokratie, vom 
Ausnahmezustand in den Jahren 1975-1977 abgesehen „a highly com-
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petitive and distinctly adversarial system of politics.“
Arend Lijphart stellt in seiner vergleichenden Untersuchung „ Demo-
cracies. Patterns of Majoritarian and Consensus Government in 21 
Countries“ (1984) die These auf, dass die Herrschaft der Mehrheit das 
wesentliche Merkmal des Westminster-Modells sei und damit diametral 
dem auf Konsens beruhenden Regierungsmodell gegenüber stehe, wel-
ches auf dem Prinzip „as many people as possible“, also der Inklusivität, 
basiere. Lijphart führt neun, zueinander in Beziehung stehende Elemen-
te auf, die das Westminster- bzw. das Mehrheitsmodell im Allgemeinen 
und das britische Regierungssystem im Besonderen kennzeichnen: 
1. Machtkonzentration: Konzentration der exekutiven Macht im 
Kabinett, das allein aus Mitgliedern der mit einer knappen Mehr-
heit ausgestatteten Regierungspartei besteht.
2. Gewaltenverschränkung: Fusion von Exekutive und Legislative 
sowie Dominanz des Kabinetts gegenüber dem Parlament.
3. Asymmetrie: Ungleiche Machtverteilung zwischen den beiden 
Kammern des Parlaments.
4. Zwei-Parteien-System
5. Eindimensionalität: Das Parteiensystem ist vorrangig eindimen-
sional nach sozio-ökonomischen Gegensätzen im Rahmen eines 
Rechts-Links-Spektrums strukturiert.
6. Reines Mehrheitswahlrecht
7. Zentralismus: Unitarische und zentralisierte Regierung
8. Keine geschriebene Verfassung und volle Parlamentssouverä-
nität 
9. Ausschließlich repräsentative Demokratie
Das Westminster-System bringt klare Gewinner und Verlierer hervor. 
Daher sieht es sich großen Schwierigkeiten gegenüber, mit unterschied-
lichen ethnischen, religiösen und kulturellen Gruppen in tief gespalte-
nen Gesellschaften angemessen umzugehen, da es diese Spaltungen 
verstärkt, anstatt zu mindern. Allgemein kann gesagt werden, dass das 
Regierungssystem à la Westminster sich am besten für homogene, das 
konsensdemokratische Modell hingegen für heterogene Gesellschaften 
eignet. Hierin wird auch die Hauptursache dafür gesehen, das in prak-
tisch allen post-kolonialen Staaten in Asien und Afrika das Westminster-
Modell gescheitert ist. Indien gilt als die große Ausnahme von der Regel 
oder, so Graham Wilsons (1994: 199), als „ eine interessante Anomalie “. 
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Es stellt sich die Frage, ob Indien mit seiner in jeder Beziehung au-
ßergewöhnlichen Heterogenität und einer Bevölkerung von über einer 
Milliarde Menschen der konkordanzdemokratischen (consociational) 
These widerspricht, Demokratie sei in tief gespaltenen Gesellschaften 
möglich, aber nur, wenn sie den Prinzipien der Konkordanzdemokratie 
im Lijphart’schen Sinne folge und alle wesentlichen Kennzeichen wie 
Koalitionsregierung, kulturelle Autonomie, Verhältniswahlrecht und 
Minderheitenveto aufweise. Machtteilung, Aushandlung von Kompro-
missen und eine weit gefasste Verständigung über die wichtigsten po-
litischen Fragen seien der einzig adäquate institutionelle Rahmen und 
Regierungsstil, die Demokratie in solchen Ländern zulassen. Um das 
„große Rätsel der indischen Demokratie“ zu lösen, legt Arend Lijphart 
natürlich eine konkordanzdemokratische Interpretation der indischen 
Demokratie vor, die seiner Meinung nach „unser Verständnis des in-
dischen Falls befördern kann, indem sie eine theoretisch kohärente 
Erklärung der wichtigsten Muster und Trends der politischen Entwick-
lung liefert“ (Lijphart 1996). 
Eine parlamentarische Demokratie, aber zwei gegenläufige Inter-
pretationen: So stellt sich aktuell der Stand der politikwissenschaft-
lichen Interpretation der indischen Demokratie dar. Ist Indien eine 
„interessante Anomalie“ des Westminster-Modells oder „eine ein-
drückliche Bestätigung“ der konkordanzdemokratischen Theorie, also 
der der Machtteilung? Diese Frage ist nicht nur von akademischem 
Interesse, weil diese beiden gegenläufigen Demokratiemodelle die 
Mittel und Wege kennzeichnen, wie sie die Verfahren der politischen 
Entscheidungsfindung institutionalisiert haben. Sie unterscheiden sich 
grundlegend voneinander „in der Art und Weise, wie Wahlen und an-
dere Institutionen und Praktiken organisiert sind, um eine Regierung 
zu gewährleisten, die auf die Wünsche der Bürger eingeht“ (Lijphart 
1984: 2). Institutionen sind für die Politik von Bedeutung. Sie struk-
turieren die Erwartungen und Strategien der politischen Akteure in-
nerhalb eines bestehenden Regierungssystems. Es macht z. B. einen 
großen Unterschied, ob das Parlament eines Landes nach dem Prinzip 
der Mehrheits- oder der Verhältniswahl gewählt wird. 
468
CLEMENS JÜRGENMEYER
Zwischen Mehrheits- und Konsensdemokratie
Die indische Demokratie kann nicht als ein klassisches Beispiel einer 
Westminster-Demokratie mit einer stark von Wettbewerb und Gegner-
schaft geprägten Politik angesehen werden, wie dies z.B. Paul Brass 
(1991) vorgeschlagen hat. Sie entspricht nur teilweise den Lijphart’schen 
Kriterien einer Mehrheitsdemokratie, in der die parlamentarische Mehr-
heit allein die Richtung der Politik bestimmt. Schon die Tatsache, dass 
das indische Parlament keine volle und unbeschränkte Souveränität be-
sitzt, weist darauf hin, dass die indische Demokratie eines „essentiellen 
Bausteins des Westminstermodells“ (Lijphart 1984: 9) entbehrt. Die le-
gislative Macht des indischen Parlaments unterliegt der Suprematie der 
Verfassung und der verfassungsgerichtlichen Kontrolle. Ebenso stellen 
die föderale Struktur der Indischen Union, das Zwei-Kammer-System – 
wie unausgewogen sie auch sein mögen – und das Amt des Präsidenten 
institutionelle Formen der Machtteilung und -beschränkung dar, die die 
Prinzipien einer Mehrheitsdemokratie unterlaufen. Sie stellen institutio-
nelle veto points (Kaiser 1997: 436) dar, die der sozialen und politischen 
Heterogenität des Landes Rechnung tragen und den verschiedenen poli-
tischen Kräften eine angemessene Mitwirkung am politischen Entschei-
dungsprozess ermöglichen sollen.
Diese veto points beeinflussen das strategische Verhalten der politi-
schen Akteure, sie können von diesen in Anspruch genommen werden 
oder nicht. Mehrheitsdemokratien weisen ein Minimum an veto points 
auf, während Konsensdemokratien oder, in Kaisers Worten, Verhand-
lungsdemokratien ein Maximum an veto points beinhalten (Ebenda). 
Der Trend zum Interessenausgleich und zu ausgehandelten Kompro-
missen ist der indischen Politik inhärent, da keine Gruppe oder Partei 
die Mehrheit für sich allein reklamieren kann. Früher fand diese In-
teressenvermittlung im Binnenraum der dominanten Congress-Partei 
statt und prägte das so genannte Congress-System (Kothari 1964). 
Heute zeigt sie sich in einer Vielzahl von Parteien, die in der politischen 
Arena um Macht und Einfluss ringen und Koalitionen bilden. Das äu-
ßerst komplexe indische Parteiensystem ist, um ein weiteres Merkmal 
anzuführen, keineswegs eindimensional strukturiert, die Trennlinien 
werden nicht vorrangig von sozio-ökonomischen Unterschieden ge-
prägt (Rösel und Jürgenmeyer 2002).
Gleichzeitig kann aber auch die indische Demokratie nicht dem Ty-
pus einer Konsensdemokratie zugerechnet werden, die eine auf breiter 
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Übereinstimmung beruhende Entscheidungsfindung unter Einbeziehung 
möglichst vieler Akteure institutionell verbindlich festschreibt. Die in-
dische Demokratie ist keine eindrückliche Bestätigung der konkordanz-
demokratischen Theorie, wie Arend Lijphart (1996) behauptet. So fehlt 
in Indien das Verhältniswahlrecht. Hingegen gilt das einfache Mehrheits-
wahlrecht in Einerwahlkreisen, das zu markanten Verzerrungen zwi-
schen den Stimmenanteilen und der Zahl der Parlamentssitze führt. In 
der Vergangenheit profitierte hiervon in starkem Maß die Congress-Par-
tei, die bei einem Stimmenanteil zwischen 43 und 48 Prozent stets eine 
Zwei-Drittel- bzw. eine Vier-Fünftel-Mehrheit im indischen Unterhaus 
(Lok Sabha) erzielte und damit unumschränkt regieren konnte (Rösel 
und Jürgenmeyer 2002: 74ff.). Entsprechend garantieren das Prinzip 
der Mehrheitsregierung und die enge Verschränkung von Exekutive und 
Legislative keine ausgewogene proportionale Vertretung der wichtigen 
Parteien in der Regierung und keine klare Machtteilung zwischen Regie-
rung und Parlament.
Auch klar definierte Vetorechte der einzelnen Volksgruppen und ihrer 
Repräsentanten sind nur rudimentär ausgebildet. Sowohl das Mehrheitswahl-
recht als auch das Prinzip der Mehrheitsregierung offerieren grundsätz-
lich der Mehrheitspartei die Möglichkeit, ohne große Rücksichtnahme auf 
die Opposition oder informelle Verfahren der Konsensfindung ihre Poli-
tik durchzusetzen. Lediglich der weitgesteckte Rahmen der Verfassung 
und die zuerst im Jahr 1973 formulierte basic structure doctrine des 
obersten Gerichtshofs von Indien bilden hier eine äußere Grenze, die es 
nicht zu überschreiten gilt. Danach ist das Parlament nicht befugt, die 
„grundlegende Struktur“ bzw. „fundamentale Merkmale“ der indischen 
Verfassung, wie Rechtsstaatlichkeit, Grundrechte, verfassungsgerichtli-
che Kontrolle, Demokratie und Säkularismus, zu ändern. Damit wollte 
der Supreme Court of India allzu selbstherrliche Verfassungsänderun-
gen der Regierung Indira Gandhi einen Riegel vorschieben. Inzwischen 
wird die Suprematie der Verfassung über die Parlamentssouveränität 
von allen indischen Politikern und Parteien als verbindlich anerkannt 
(Conrad 1995, 2001). Insgesamt lässt sich konstatieren, dass das in-
dische Regierungssystem nicht dem Typus einer Konsensdemokratie im 
Sinne Arend Lijpharts entspricht. 
Trotz der gegebenen veto points weist die grundsätzliche Logik des 
institutionellen Arrangements in Indien in Richtung Mehrheitsdemokra-
tie. Die Partei, die auf der Basis des Mehrheitswahlrechts die Mehrheit 
der Sitze im Parlament inne hat, stellt in aller Regel auch die Regierung, 
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sei es als Mehrheits- oder Minderheitsregierung, sei es als Anführerin 
einer Koalition. Institutionelle Vorgaben, die alle relevanten politischen 
Akteure an politischen Entscheidungen zwingend teilhaben lassen und 
sie förmlich zwingen, Kompromisse zu schließen oder Entscheidungen 
zu vertagen, sind eher schwach ausgeprägt. Die vorhandenen institu-
tionellen veto points beschränken zwar in gewissem Umfang die Mög-
lichkeit der Mehrheit, ihren politischen Willen ohne Rücksicht auf andere 
durchzusetzen, doch reichen sie bei weitem nicht aus, institutionalisier-
te Konsensbildung, d.h. Einstimmigkeit als vorherrschender Modus bei 
Entscheidungen, als das Kennzeichen der indischen Demokratie her-
auszustellen. Grundsätzlich ist es der regierenden Mehrheit anheim ge-
stellt, mit wem sie über politische Vorhaben verhandeln möchte und wie 
weit sie bei Kompromissen zu gehen bereit ist. Es gibt keine wirklich 
zwingenden institutionellen Vorgaben, die die Einbindung aller relevan-
ten politischen Akteure am politischen Entscheidungsprozess vorschrei-
ben oder bestimmte Entscheidungen der Mehrheit gar durch Vetorechte 
einzelner Gruppen verhindern.
Die Tatsache, dass die Konstellation der politischen Kräfte in Indien, 
vor allem seit dem Niedergang der ehedem dominanten Congress-
Partei, eine Politik der ausgehandelten Kompromisse ratsam erschei-
nen lässt oder gar erzwingt, ist vorrangig Folge der Größe des Landes 
und der enormen sozialen und politischen Heterogenität der indischen 
Gesellschaft und nicht so sehr der institutionellen Gegebenheiten und 
eines entsprechenden politischen Handelns. Die markant unterschied-
lichen Politikstile von Jawaharlal Nehru und seiner Tochter Indira Gan-
dhi oder auch der verschiedenen Koalitionsregierungen zeigen, wie 
sehr die Art und Weise im Rahmen eines demokratischen Instituti-
onengefüges variieren kann, politische Entscheidungen in Indien zu 
fällen und in die Tat umzusetzen. Sie können als konsensorientiert 
oder als autoritär beschrieben werden. Mit anderen Worten: es gibt 
deutlich erkennbare Grenzen, mit Hilfe konstitutioneller Arrangements 
politisches Handeln steuern zu wollen. 
Politische Weitsicht im wohlverstandenen Eigeninteresse und damit 
eine auf zweckrationalen Überlegungen beruhende Freiwilligkeit des 
Handelns der regierenden Mehrheitspartei und insbesondere der Füh-
rungspersönlichkeiten in Person des Premierministers können einen Po-
litikstil befördern, der nicht die harsche Konfrontation sucht und eigene 
Entscheidungen ohne Rücksicht auf andere Wünsche und Interessen 
durchsetzt, sondern in Verhandlungen informeller Art einen Ausgleich 
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der unterschiedlichen Positionen anstrebt und einen möglichst breiten 
Konsens in zentralen Fragen der Politik herstellt. Eine konsensorientier-
te Politik in Indien ist also vorrangig das Ergebnis des Verhaltens der 
dominanten politischen Akteure und nicht so sehr des institutionellen 
Rahmens der politischen Entscheidungsprozesse. Ob dabei mehr das 
Element einer zweckrationalen Freiwilligkeit, wie z.B. zu Zeiten Nehrus, 
oder mehr das Element der Notwendigkeit überwiegt, hängt von der 
politischen Kräftekonstellation, also der Dominanz einer Partei bzw. der 
Existenz vieler Parteien ab, die sich in einer Koalition arrangieren müs-
sen, weil keine von ihnen die Macht alleine übernehmen kann.
Grundsätzlich bleibt festzuhalten, dass die Vielfalt des Subkontinents 
einen strukturellen Zwang in Richtung einer konsensorientierten Politik 
ausübt, die sicherlich den gegebenen gesellschaftlichen Bedingungen 
weitaus mehr entgegenkommt als eine Politik der reinen Mehrheits-
entscheidung. Die aktuelle politische Konstellation in Indien favorisiert 
eindeutig eine konsensorientierte Politik, da keine Partei stark genug 
ist, den anderen politischen Akteuren ihren Stempel aufzudrücken. 
Diese Erfahrung musste auch die hindunationale Bharatiya Janata Par-
ty machen. Als Führer zweier heterogener Regierungskoalitionen in 
den Jahren 1998-2004 kam sie nicht umhin, allein um des Macht-
erhalts willen zentrale Punkte ihrer Ideologie und Politik aufzugeben 
(Jürgenmeyer 2000). 
Die Heterogenität des Landes ist zwar einerseits die Quelle zahl-
reicher und immer wiederkehrender Konflikte, andererseits auch ein 
Gegengewicht zu einer zu starken zentralistischen Ausrichtung der in-
dischen Politik von oben herab. Gerade die 1970er und 1980er Jahre 
haben gezeigt, dass eine übermäßige Zentralisierung und Personali-
sierung der politischen Entscheidungsfindung dem pluralen Charakter 
der indischen Gesellschaft nicht gerecht wird. Nicht umsonst sind Indira 
Gandhi und auch ihr Sohn Rajiv auf geradezu tragische Weise – beide 
wurden Opfer politisch motivierter Attentate – an der Aufgabe geschei-
tert, die indische Demokratie unter sicherlich schwierigen Bedingungen 
zu konsolidieren. Besonders Indira Gandhi setzte sich mit autoritären 
Mitteln über den pluralen Charakter der indischen Politik hinweg und 
versuchte, ihre Entscheidungen rücksichtslos durchzudrücken und ihre 
Machtfülle zu erweitern.
Nehru hingegen hatte früh die Vielfalt der Interessen und Vorstellun-
gen in der indischen Politik anerkannt und suchte stets nach Lösungen, 
die dieser Vielfalt durch Verhandlungen und Kompromiss gerecht wur-
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de. Seine Politik der Kooperation führte zur Konsolidierung der indischen 
Demokratie und der Stärkung der Einheit der Indischen Union gerade 
wegen der Anerkennung der Heterogenität des Landes. Die grobe Miss-
achtung dieser grundlegenden Beschaffenheit Indiens durch seine Toch-
ter Indira Gandhi musste zwangsläufig über kurz oder lang zur Bildung 
oppositioneller Parteien und Bewegungen führen, an deren Ende nicht 
nur eine Zunahme der Regionalismen, sondern auch eine Schwächung 
der demokratischen Institutionen und ihrer eigenen Congress-Partei 
standen. Die Erosion der Wählerbasis des Congress dauert bis heute an. 
Seit Mitte der 1980er Jahre hat sich sein Stimmenanteil um mehr als 
zwei Fünftel auf nunmehr 26 Prozent reduziert und lässt die Partei ohne 
die Hoffnung zurück, jemals wieder die alte Stärke zu erreichen.
Eine auf Interessenausgleich und Kooperation zielende Politik ist so-
mit im indischen Rahmen eine durchaus rationale Strategie mit dem 
Ziel, angesichts der Vielfalt politischer Strömungen und Parteien an den 
politischen Entscheidungsprozessen teilnehmen zu können. Die sozialen 
und politischen Verhältnisse üben einen unwiderstehlichen Druck auf 
die politischen Akteure aus, mit anderen den Kompromiss zu suchen, 
um der Gefahr der politischen Bedeutungslosigkeit oder gar des eige-
nen Untergangs zu entgehen. Demgegenüber erscheinen die instituti-
onellen Vorgaben der Machtteilung eher schwach ausgebildet. Es sind 
hauptsächlich die informellen politischen und sozialen Gegebenheiten, 
die eine konsensorientierte Entscheidungsfindung sowohl für die Akteu-
re als auch für das Staatsgebilde als Ganzes zu einem zweckrationalen 
Verhalten werden lässt. Die nunmehr fehlende Dominanz einer Partei 
und die gesellschaftliche Heterogenität des Landes veranlasst die Ak-
teure zu der Einsicht, dass keiner von ihnen die Mehrheit der Wähler in 
nächster Zukunft hinter sich bringen kann, die eine Politik klarer Mehr-
heitsentscheidungen ermöglichen würde. 
Insgesamt gesehen kann die indische Demokratie – das haben die 
bisherigen Ausführungen gezeigt – nicht eindeutig mit dem oppositio-
nellen Begriffspaar Mehrheits- versus Konsensdemokratie erfasst wer-
den. So kann festgehalten werden, dass die indische Demokratie auf 
einem Kontinuum zwischen den beiden Polen von Mehrheits- und Kon-
sensdemokratie beruht. Je nach Situation schlägt das Pendel mehr in 
die eine oder in die andere Richtung. Dabei spielt das Verhalten der 
politischen Akteure, insbesondere der dominanten Führungspersönlich-
keiten, eine wichtige Rolle, das zwar von dem institutionellen Rahmen 
strukturiert wird, gleichzeitig aber auch ein großes Maß an individueller 
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Entscheidungsfreiheit aufweisen kann. Wie sehr unterschiedlich die Art 
des Regierens unter institutionell gleichen Voraussetzungen ausfallen 
kann, haben Jawaharlal Nehru und seine Tochter Indira Gandhi deutlich 
unter Beweis gestellt. Paul Brass (1990) betont besonders diesen As-
pekt bei seiner Analyse der politischen Entwicklung Indiens seit 1947. 
Die zentralisierende und autoritäre Politik der Zentralregierung in der 
Zeit nach Nehru ist für ihn die Hauptursache für den kritischen Zustand 
des indischen Staatswesens. Brass’ Untersuchung endet allerdings Ende 
der 1980er Jahre.
Die wachsende Ausdifferenzierung und Demokratisierung der in-
dischen Gesellschaft, die sich auch in einer zunehmenden politischen 
Mobilisierung der unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen zeigt, be-
günstigen den zu beobachtenden Trend zu mehr Regionalisierung und 
Dezentralisierung in der indischen Politik. Damit hat eine Politik der po-
larisierenden Mehrheitsentscheidungen nur geringe Chancen auf dau-
erhaften Bestand und muss, nolens volens, zugunsten einer Politik des 
Ausgleichs und der Verhandlung zurücktreten.
Das aktuelle Gesamtbild der indischen Politik reflektiert diesen Pro-
zess. Neben den Congress ist eine Vielzahl verschiedener, in der Re-
gel regional verankerter Parteien mit durchaus unterschiedlicher pro-
grammatischer Ausrichtung getreten. Auffallendes Kennzeichen dieser 
Entwicklung ist der rasante Aufstieg des Hindunationalismus, der sich 
in den beeindruckenden Wahlerfolgen der Bharatiya Janata Party (BJP) 
zeigt. Mit ihrem Aufstieg hat sich seit dem Ende der 1980er Jahre eine 
zweite bedeutende Partei neben dem Congress etabliert. Damit hat sich 
der verzerrende Effekt des Mehrheitswahlsystems zurückgebildet und 
sich zum Nachteil des Congress ausgewirkt. Die BJP und der Congress 
bilden heute zu fast gleichen Teilen die beiden einzigen gesamtindischen 
Parteien, um die sich die zahlreichen Regionalparteien gruppieren. Die-
se können einen überproportional starken Einfluss auf die Politik neh-
men, da sie als Koalitionspartner für den Congress oder die Bharatiya 
Janata Party unverzichtbar sind und so die Rolle des Königsmachers 
spielen können. Koalitionsregierungen sind in Indien eine relativ junge 
Erscheinung. Diese Entwicklung kann als Beweis für die Reife und Vita-
lität der indischen Demokratie gesehen werden, in der die Vielfalt des 
Landes nun auch in der Bundespolitik zum Ausdruck kommt.
Das politische System Indiens verfügt über einen gesellschaftlich 
vermittelten Trend zur Machtteilung über ausgehandelte Kompromisse, 
ohne die die Demokratie in diesem Subkontinent auf Dauer wohl nicht 
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existieren könnte. Es zeigt ein hohes Maß an Flexibilität. Seine Fähig-
keit zur Anpassung an sich ständig ändernde Situationen ist enorm. 
Diese Fähigkeit bringt eine erstaunliche Stabilität der Demokratie in 
Indien mit sich und lässt die indische Politik zu einem spannenden, 
stets neue Überraschungen produzierenden Unterfangen werden. 
Nach Mitra (1999) beruht die politische Stabilität in Südasien auf der 
Fähigkeit des postkolonialen Staats, seine Institutionen den sich wan-
delnden Bedingungen anzupassen oder neu zu erschaffen, und der 
Fähigkeit der politischen Eliten, moderne und vormoderne Strukturen 
und Werte in das vorhandene Institutionengefüge zu integrieren und 
die Bevölkerung in bestimmten Abständen am politischen Entschei-
dungsprozess teilhaben zu lassen.
So gesehen ist der indische Staat kein unbeweglicher Monolith, son-
dern ein höchst komplexes und flexibles Gebilde mit mannigfachen Fa-
cetten und Inhalten, ein Gebilde, das traditionelle und moderne Staat-
lichkeit in sich vereint und nicht einseitig auf bestimmte Interessen und 
Gruppen ausgerichtet ist. Diese Vielgestaltigkeit des indischen Staats 
haben Lloyd Rudolph und Susanne Hoeber Rudolph am Ende ihrer um-
fassenden Studie „In Pursuit of Lakshmi“ (1987: 400f.) trefflich charak-
terisiert: 
Like Hindu conceptions of the divine, the state in India is polymorphous, a crea-
ture of manifold forms and orientations. One is the third actor whose scale and 
power contribute to the marginality of class politics. Another is a liberal or citi-
zens` state, a juridical body whose legislative reach is limited by a written con-
stitution, judicial review, and fundamental rights. Still another is a capitalist state 
that guards the boundaries of the mixed economy by protecting the rights and 
promoting the interests of property in agriculture, commerce, and industry. Fi-
nally, a socialist state is concerned to use public power to eradicate poverty and 
privilege and tame private power. Which combination prevails in a particular 
historical setting is a matter for inquiry.
Viele Beobachter der indischen Politik, die in den engen Kategorien von 
Stabilität und Effizienz denken, sehen in diesem fluiden Zustand eher 
eine Dauerkrise, an deren Ende der Kollaps der demokratischen Institu-
tionen, unter Umständen sogar der Zerfall der Indischen Union stehen 
kann. Bei aller Kritik, die zu Recht auf die politischen Missstände hin-
weist, bleibt festzuhalten, dass die Institution der Demokratie in Indi-
en feste Wurzeln geschlagen und sich eine politische Kultur herausge-
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bildet hat, die den Bestand des demokratischen Systems sichert. Ihre 
Legitimität wird nicht in Zweifel gezogen, sie hat sogar im Vergleich 
zu früher zugenommen.
Diese Einschätzung der Gesamtsituation wird von den Ergebnissen 
einer groß angelegten, repräsentativen Umfrage bestätigt, die 1996 
landesweit unter 9.475 Personen durchgeführt worden ist (Mitra und 
Singh 1999). Sie zeigen deutlich, dass die demokratischen Institu-
tionen und die Teilhabe am politischen Geschehen keineswegs als im-
portierte Luxusartikel für besser gestellte und gebildete Schichten 
angesehen werden, sondern als integraler Bestandteil der Indischen 
Union. Gerade die Mehrheit der Armen und Benachteiligten hat die 
Chancen und Vorteile einer demokratischen Ordnung für sich erkannt 
und nimmt zunehmend rege an der Politik teil, besonders auf regiona-
ler und lokaler Ebene. Ihre Wahlbeteiligung liegt sogar, das zeigen die 
Umfrageergebnisse, leicht über der der Oberschicht. Bis zu 60 Prozent 
der armen Wähler sind davon überzeugt, dass ihre Stimme zählt, und 
widerstehen den vielfältigen Versuchen der Wahlkämpfer, ihre Stim-
me für einen kleinen Geldbetrag zu kaufen (ebd.:140f.).
Die vorgetragene Kritik und der zuweilen heftig geäußerte Unmut 
über die herrschenden politischen Zustände beziehen sich vorwiegend 
auf einzelne Institutionen und Akteure (vor allem Polizei, Bürokratie, 
Parteien und Abgeordnete) und nicht auf das demokratische System 
insgesamt. Fast 70 Prozent der Befragten verneinten die Frage, ob In-
dien ohne demokratische Institutionen wie Parteien, Wahlen und Par-
lamente besser regiert werden könnte. Auch die politischen Parteien, 
von den Hindunationalisten auf der rechten bis zu den Kommunisten 
auf der linken Seite, bekennen sich zum demokratischen Regierungs-
system; Forderungen nach einer Einschränkung der politischen Par-
tizipation im Sinne einer höheren Effizienz staatlichen Handelns oder 
nach einer wie auch immer gearteten „hinduistischen Demokratie“ 
werden nicht erhoben. In den Worten Adam Przeworskis: „Democracy 
is the only game in town“. So erweist sich die indische Demokratie 
auch im sechsten Jahrzehnt ihres unabhängigen Bestehens durchaus 
als lebendig und ausreichend gefestigt, um vor den Herausforderun-




Die widersprüchliche Unübersichtlichkeit der indischen Demokratie, 
das einem analytischen Bedürfnis nach Ordnung und Berechenbarkeit 
so sehr zuwider läuft und die offensichtliche Funktionstüchtigkeit, die 
bislang alle Propheten des Untergangs eines Besseren belehrt hat, 
veranlasste den einstigen amerikanischen Botschafter John Galbraith, 
Indien treffend als „funktionierende Anarchie“ zu beschreiben. Die He-
terogenität und Größe des Landes, die vielen als die zentrale Ursache 
der indischen Dauerkrise erscheint, erweist sich letztlich als Garant 
der Dauerhaftigkeit der indischen Demokratie. Zwar bringen sie viele 
Konflikte hervor, gleichzeitig sorgen sie aber auch dafür, dass sie, da 
regional bedingt und begrenzt, nie zu einer wirklichen Gefahr für das 
Ganze werden. Was äußerlich als Chaos erscheint, ist im Inneren die 
Quelle von Stabilität und Vitalität.
In der Anerkennung der Vielfalt des Landes liegt der Schlüssel zum 
Erfolg. Die indische Gesellschaft verfügt über äußerlich schwer durch-
schaubare Mechanismen der Selbstregulierung, die die politischen 
Extreme immer wieder austarieren und so nicht zu einer wirklichen 
Gefahr für das Ganze werden lassen. „The Centrist Future of Indian 
Politics“, so der Titel eines älteren Beitrags von Susanne Hoeber Ru-
dolph und Lloyd Rudolph (1980), ist somit nach wie vor eine plausible 
und sehr wahrscheinliche Einschätzung der künftigen politischen Ent-
wicklung in der größten Demokratie der Welt. Das indische Beispiel 
zeigt, dass Demokratie kein Luxus der reichen Staaten dieser Welt 
ist, den sich nur wenige leisten können. Es belegt, dass auch arme, 
“unterentwickelte” Länder und Völker mit ganz anderen kulturellen 
und geschichtlichen Hintergründen sowie unter ungleich schwierige-
ren Bedingungen zur Demokratie fähig sind und autoritären oder dik-
tatorischen Regimen ablehnend gegenüber stehen, zumal wir wissen, 
dass diese Regime keineswegs eine bessere Erfolgsbilanz vorweisen 
können. In diesem Sinne hat die indische Demokratie Vorbildcharak-
ter über die Grenzen des indischen Subkontinents hinweg.
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